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Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 1. September 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 wird das Wort „zehn" durch das 
Wort „elf" ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 2 wird das Wort „fünf" durch das 
Wort „fünfundeinhalb" ersetzt. 

3. In § 24 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „fünf" durch 
das Wort „sechs" ersetzt. 

4. In § 28 Abs. 2 wird der letzte Satz durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Bei Unternehmern, die zum Schluß des Jahres 
1967 eine Vermögensübersicht aufzustellen ha- 
ben, erhöht sich der nach der Nummer 1 maß- 
gebliche Wert für die Gegenstände, die sie er- 
worben und nicht bearbeitet oder verarbeitet 
haben, um fünfzig vom Hundert. Der Wert er- 
höht sich statt dessen um hundertdreißig vom 
Hundert, wenn das Vorratsvermögen am Schluß 
des Jahres 1967 mindestens den Wert des Vor- 
ratsvermögens am Schluß des Jahres 1966 er- 
reicht; dies gilt nicht für die in Absatz 1 bezeich- 
neten Wasserfahrzeuge, Umbauten, Großrepara- 
turen und auftragsbezogenen Vorräte. Bei Unter- 
nehmern mit einem vom Kalenderjahr abwei- 
chenden Wirtschaftsjahr erhöht sich der nach der 
Nummer 2 maßgebliche Wert für erworbene und 
nicht bearbeitete oder verarbeitete Gegenstände 
in gleicher Weise; für den Wertvergleich ist der 
Schluß des Wirtschaftsjahres im Jahre 1966 maß- j 
gebend. Bei den anderen Unternehmern erhöht ! 
sich der nach der Nummer 2 maßgebliche Wert j 
für die Gegenstände, die sie erworben und nicht j 
bearbeitet oder verarbeitet haben, um fünfund- ; 


siebzig vom Hundert. Für die Gegenstände, die 
bearbeitet oder verarbeitet worden sind, erhöht 
sich der nach den Nummern 1 oder 2 maßgeb- 
liche Wert von zwanzig vom Hundert." 

5. In § 28 Abs. 6 Nr. 3 werden hinter dem Wort 
„fünfzig" ein Beistrich gesetzt und die Worte 
„fünfundziebzig oder hundertdreißig" eingefügt. 

6. In der Überschrift der Anlage 1 (zu § 12 Abs. 2 
Nr. 1) wird das Wort „fünf" durch das Wort 
„fünfundeinhalb" ersetzt. 


Artikel 2 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 1 und 2 
sind anzuwenden 

1. auf die Lieferungen, die sonstigen Lei- 
stungen und den Eigenverbrauch, die nach 
dem 30. Juni 1968 bewirkt werden, 

2. auf Einfuhren, soweit der für die Ent- 
stehung der Einfuhrumsatzsteuer maß- 
gebende Zeitpunkt nach dem 30. Juni 1968 
liegt. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 3 ist anzu- 
wenden auf die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch, die nach dem 30. Juni 1968 bewirkt werden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 4 und 5 treten 
am 1. Januar 1968 in Kraft; im übrigen tritt dieses 
Gesetz am 1. Juli 1968 in Kraft. 
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Drucksache V/2086 


Begründung 


I. 

Allgemeine Begründung 

1. Die mehrjährige Finanzplanung zur Wiederher- 
stellung des strukturellen Gleichgewichts des 
Bundeshaushalts ist mit Schwerpunkt von der 
Ausgabeseite her vorzunehmen. Da das gesamt- 
wirtschaftlich anzustrebende Ausgabevolumen 
aus den nach geltendem Recht zur Verfügung 
stehenden Einnahmen jedoch nicht zu finanzieren 
ist, und nur durch eine übermäßige Verschul- 
dung zu decken wäre, sind — unter Zurück- 
stellung nicht unerheblicher Bedenken — - zu- 
sätzliche Einnahmeverbesserungen unvermeid- 
bar, wie die Darstellung „Die Finanzplanung des 
Bundes bis 1971" in Nr. 73 des Bulletin der Bun- 
desregierung vom 8. Juli 1967 im einzelnen zeigt. 
Diese Einnahmeverbesserungen setzen sich aus 
einer Reihe von Einzelmaßnahmen zusammen. 
Die mit vorliegendem Gesetzentwurf vorge- 
sehene Anhebung der Mehrwertsteuer ist — im 
Durchschnitt des Finanzplanungszeitraumes 1968 
bis 1971 gesehen — die finanziell bedeutsamste 
Maßnahme auf der Einnahmeseite. Aber auch 
konjunkturpolitisch ist eine Mehrwertsteuer- 
erhöhung gewissen anderen Steuererhöhungs- 
möglichkeiten vorzuziehen, insbesondere dann, 
wenn sie nicht gleichzeitig mit der Einführung 
der Mehrwertsteuer wirksam wird. 

2. Als allgemeine Verbrauchsteuer verteilt die 
Mehrwertsteuer die Steuerlast auf Millionen 
Verbraucher und beeinflußt kaum die Investi- 
tionstätigkeit und das Wirtschaftswachstum. Es 
kommt hinzu, daß ihr Aufkommen allein dem 
Bund zufließt. Der Gesetzentwurf sieht daher 
eine mäßige Anhebung des allgemeinen Mehr- 
wertsteuersatzes von 10 V. H. auf 11 v. H. und 
des ermäßigten Steuersatzes von 5 v. H. auf 
5,5 V. H. ab 1. Juli 1968 vor. Eine solche Rege- 
lung, die fiskalisch etwa die gleiche Wirkung 
wie eine Umsatzsteuererhöhung um 0,5 bzw. 0,25 
Punkte für das Jahr 1968 hat, bietet den Vorteil, 
mit den einfach zu handhabenden Steuersätzen 
von 10 V. H, und 5 v. H. zu beginnen. Dies ist 
um so erstrebenswerter, als die Praktikabilität 
des für die Wirtschaft noch ungewohnten neuen 
Systems hierdurch wesentlich erleichtert wird. 
Außerdem wird im 1. Halbjahr 1968 durch die 
niedrigeren Steuersätze möglicherweise die End- 
nachfrage nach Waren und Dienstleistungen in 
konjunkturpolitisch erwünschter Weise angeregt. 

3. Gleichzeitig ermöglicht die lOVoige Umsatz- 
steuererhöhung die Verwirklichung eines weite- 
ren bedeutsamen konjunkturpolitischen Anlie- 
gens. Das Bild der gegenwärtig noch immer un- 
befriedigenden Konjunkturentwicklung wird u. a. 
gekennzeichnet durch einen verhältnismäßig 
starken Lagerabbau, der im bisherigen Verlauf 


des Jahres etwa 3 Mrd. DM betragen haben 
dürfte. Wie Umfragen von Wirtschafts- 
forschungsinstituten ergeben haben, droht der 
Lagerabbau auch im 2. Halbjahr 1967 anzuhal- 
ten. Vor diesem Hintergrund stimmt es bedenk- 
lich, daß die anhaltende Diskussion in der Wirt- 
schaft über die partiell nicht vollständige Ent- 
lastung der Altvorräte von der Bruttoumsatz- 
steuer bei Einführung der Mehrwertsteuer zu 
einer unnötigen Verlängerung, wenn nicht gar 
zu einer Verstärkung des bisher konjunkturbe- 
dingten Lagerabbaus führen kann. 

4. Nach dem Mehrwertsteuergesetz vom 29. Mai 
1967 (BGBl. I S. 545) wird die auf den Vorräten 
ruhende Bruttoumsatzsteuer nur zu knapp 70 
V, H. entlastet. Dies wird durch die Gewährung 
eines Vorsteuerabzugs in Höhe der Ausfuhr- 
vergütungssätze erreicht, die für erworbene und 
nicht be- oder verarbeitete Vorräte (sog. Input- 
Vorräte) auf 150 V. H. und bei bearbeiteten Wa- 
renlägern (sog. Output-Vorräte) auf 120 v. H. 
des Bilanzwertes angewendet werden. Während 
bei diesem Verfahren eine annähernd vollstän- 
dige Entlastung der Output-Vorräte erreicht 
wird, so daß steuerliche Gründe für einen Lager- 
abbau hier nicht angeführt werden können, ist 
die Entlastung der Input-Vorräte in der Regel 
weniger günstig. Der vorliegende Gesetzentwurf 
verzichtet jedoch darauf, eine allgemeine Er- 
höhung der 150Voigen Bemessungsgrundlage für 
Input-Vorräte vorzusehen, und schlägt statt 
dessen im Interesse einer stärkeren konjunktur- 
politischen Effizienz vor, nur Unternehmer mit 
zumindest unveränderter Lagerhaltung zusätz- 
lich zu begünstigen. Für Unternehmer mit gegen- 
über dem Vorjahr mindestens gleich hohen La- 
gerbeständen erhöht sich die Bemessungsgrund- 
lage für Input- Vorräte von 150 v. H. auf 230 
V. H., während sie für die anderen Unternehmer 
unverändert 150 v. H. beträgt. Hierdurch wird 
im Durchschnitt aller Vorräte eine Entlastung 
von der Bruttoumsatzsteuer in Höhe von knapp 
85 V. H. erreicht. Von dieser Regelung kann er- 
wartet werden, daß steuerliche Überlegungen 
die Lagerhaltung nicht mehr ungünstig beein- 
flussen, sondern sie ggf. sogar fördern. 

5. Bei Verabschiedung des Mehrwertsteuergesetzes 
durch den Deutschen Bundestag im April 1967 
bestand die berechtigte Hoffnung, daß zumindest 
für die ersten Jahre des Überganges zur Mehr- 
wertsteuer der allgemeine Steuersatz von 10 
V. H. und der ermäßigte Steuersatz von 5 v. H. 
beibehalten werden könnten. Aus der unter 
Nummer 3 der Allgemeinen Begründung dar- 
gelegten Entwicklung, die sich nach der Verab- 
schiedung des Gesetzes ergab, ist eine zusätz- 
liche Entlastung der Altvorräte konjunkturpoli- 
tisch unabweisbar. Eine solche Mehrentlastung 
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kann angesichts der gegebenen Haushaltslage 
des Bundes nur über eine Anhebung der Steuer- 
sätze erfolgen. Hinzu treten die unter Nummer 1 
der Begründung angeführten Überlegungen, die 
zusätzliche Einnahmeverbesserungen des Bundes 
erfordern. 

II. 

Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Nummern 1, 2 und 6 

Die Änderungen regeln die zum 1. Juli 1968 vor- 
gesehene Anhebung des allgemeinen Steuersatzes 
auf 11 V. H. und des ermäßigten Steuersatzes auf 
5,5 V. H. 

Nummer 3 

Die Anhebung des allgemeinen Steuersatzes auf 11 
V. H. macht aus Gründen der Wettbewerbsneutrali- 
tät eine entsprechende Erhöhung der zusätzlichen 
Steuer iin Rahmen der Durchschnittsbesteuerung 
für landwirtschaftliche Betriebe notwendig. 

Nummer 4 

Durch die Änderung des § 28 Abs. 2 soll die Ent- 
lastung der am Schluß des Jahres 1967 vorhandenen 
Vorräte von der auf ihnen ruhenden Bruttoumsatz- 
steuer verbessert werden. Die vorgesehene zu- 
sätzliche Entlastung beschränkt sich auf solche Alt- 
vorräte, die der Unternehmer erworben und nicht' 
bearbeitet oder verarbeitet hat. Für diese Gegen- 
stände soll die Entlastung in der Weise verbessert 
werden, daß bei bilanzierenden Unternehmern der 
nach den Nummern 1 oder 2 maßgebliche Wert 
statt um 50 v. H. um 130 v. H. erhöht wird, wenn 
der Wert des Vorratsvermögens zum Schluß des 
Jahres 1967 den Wert des Vorratsvermögens zum 
Schluß des Jahres 1966 bzw. zum Schluß des ab- 
weichenden Wirtschaftsjahres im Jahre 1966 zu- 
mindest erreicht. Wird der Vorjahreswert des Vor- 
ratsvermögens am Schluß des Jahres 1967 unter- 
schritten, so bleibt es bei der Erhöhung um 50 v. H. 
Bei den nichtbilanzierenden Unternehmern, die 


einen Wertvergleich des Lagers nicht vornehmen 
können, wird der nach Nummer 2 maßgebende 
Wert generell um 75 v. H. erhöht. 

I Für die Gegenstände des Vorratsvermögens, die der 
! Unternehmer bearbeitet oder verarbeitet hat, wird 
I die bisherige Erhöhung der maßgeblichen Werte um 
' 20 V. H. beibehalten. 

Die in Absatz 1 bezeichneten Wasserfahrzeuge, Um- 
bauten, Großreparaturen und auftragsbezogenen 
: Vorräte werden bereits bei der bisherigen Rege- 
lung in vollem Umfang entlastet. Für diese Gegen- 
stände war deshalb eine weitere Entlastung nicht 
erforderlich. 

Nummer 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
an die Änderungen in § 28 Abs. 2 (vgl. Artikel 1 
Nr. 4 des Gesetzentwurfs). 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 bestimmt den Anwendungszeitpunkt für 
die neuen Steuersätze. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


III. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Erhöhung des allgemeinen Mehrwertsteuer- 
satzes von 10 v. H. auf 11 v. H. und des ermäßigten 
Steuersatzes von 5 v. H. auf 5,5 v. H. ab 1. Juli 1968 
dürfte im Rechnungsjahr 1968 zu Steuermehreinnah- 
men von etwa 1,1 Milliarden DM führen. Dieser Be- 
trag kürzt sich um 700 Millionen DM für die im 
Gesetzentwurf vorgesehene zusätzliche Entlastung 
der Altvorräte, so daß dem Haushalt als allgemeine 
Deckungsmittel 0,4 Milliarden DM verbleiben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In Artikel 1 ist nach Nummer 3 die folgende 
Nummer 3 a einzufügen: 

,3 a. § 28 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 4 
ergänzt; 

„Für Waren der Zolltarifnummer 27.01 und 
27.04 A ist ein Vergütungssatz von 3 v. H. 
zugrunde zu legen."' 

Begründung 

Nach § 28 des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwert- 
steuer) vom 29. Mai 1967 (BGBl. I S. 545) werden 
die Vorräte des Steinkohlenbergbaus an Kohle 
und Koks nur zu 25 bis 30 v. H. von der auf 
ihnen ruhenden Bruttoumsatzsteuer entlastet. 
Hieran würde sich durch die in dem vorliegenden 
Gesetzentwurf vorgesehene Erhöhung der Be- 
messungsgrundlage für die erworbenen und 
nicht be- oder verarbeiteten Vorräte von 150 auf 
230 V. H. nichts Wesentliches ändern, weil die 
Anwendung des geringen Ausfuhrvergütungs- 
satzes von 1 V. H. die auf der Kohle tatsächlich 
ruhende Bruttoumsatzsteuer nicht ausgleicht. 
Außerdem sind die Haldenbestände infolge der 
durch ihre lange Lagerdauer eingetretenen Ver- 
luste in den Bilanzen mit Werten ausgewiesen, 
die erheblich unter den Herstellungskosten lie- 
gen. Auch dieser Tatsache sollte Rechnung ge- 
tragen werden. Die Folge der genannten ge- 
ringen Entlastung der Vorräte an Kohle und 
Koks des Steinkohlenbergbaus ist eine außer- 
ordentliche Benachteiligung gegenüber den an- 
deren Wirtschaftszweigen, bei denen die durch- 
schnittliche Entlastung auf knapp 85 v. H. erhöht 
werden soll. 


Durch die vorgeschlagene Erhöhung des Vergü- 
tungssatzes von z. Z. 1 V. H. auf 3 v. H. wird die 
Entlastung der Kohlen- und Koksvorräte der 
Bergbaubetriebe auf den vertretbaren Satz von 
70 bis 75 V. H. angehoben. 

2. In Artikel 1 sind die Nummern 4 und 5 wie 

folgt zu fassen: 

,4. In § 28 Abs. 2 letzter Satz wird das Wort 
„fünfzig" durch das Wort „hundert" ersetzt. 

5. In § 28 Abs. 6 Nr. 3 wird das Wort „fünf- 
zig" durch das Wort „hundert" ersetzt' 

Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgesehene Me- 
thode der zusätzlichen Entlastung der Altvor- 
räte bietet für die vermutlich sehr hohe Zahl 
von Unternehmen, die ihre Lagerbestände bis 
Ende des Jahres nicht mehr auf den Vorjahres- 
stand bringen können, keinen Anreiz zu der kon- 
junkturpolitisch erwünschten Auffüllung ihrer 
Lager. Die zusätzliche Entlastung würde vielmehr 
vor allem Unternehmen zugute kommen, die nur 
relativ geringfügige Anstrengungen zu unter- 
nehmen brauchten, um den vorgesehenen Min- 
destlagerbestand zu erreichen. Eine allgemeine, 
wenn auch aus finanziellen Gründen weniger 
weitgehende Entlastung der Altvorräte läßt da- 
gegen eine stärkere Auswirkung auf die Höhe 
der gesamtwirtschaftlichen Lagerbestände er- 
warten. Der vorgeschlagene Umfang der allge- 
meinen Erhöhung ist so gehalten, daß kein höhe- 
rer Steuerausfall eintreten würd als nach dem 
Vorschlag der Bundesregierung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu 1. 

Eine Gegenäußerung der Bundesregierung bleibt 
Vorbehalten. 

Zu 2. 

Der Regierungsentwurf hat das Ziel, neben der gene- 
rellen Entlastung der Altvorräte aus konjunktur- 
politischen Gründen für die sogenannten Input- 
Vorräte (erworbene und nicht bearbeitete oder ver- 
arbeitete Waren) eine zusätzliche Entlastung in 
Höhe von rd. 700 Mio DM den Unternehmern zu 
gewähren, die ihre Lager am Schluß des Jahres 
1967 auf dem Stand des Vorjahres halten oder ent- 
sprechend auffüllen. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß ein erheblicher Teil der Unterneh- 
mer hierzu imstande ist und teilweise auch bereits 
durch die angekündigte verbesserte Entlastung der 
Altvorräte zu dem erwünschten konjunkturellen 
Verhalten veranlaßt wurde. Die Bundesregierung 
verkennt hierbei nicht, daß sich auch aus der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Regelung einer allge- 
meinen Verbesserung der Entlastung für die Input- 
Vorrätte ein gewisser Anreiz zu einer normalen 
Lagerhaltung ergibt und daß der Vorschlag des 
Bundesrates wegen des Verzichts auf den Lager- 
vergleich in Wirtschaft und Verwaltung einen ge- 
ringeren Arbeitsaufwand erfordert. Sie glaubt je- 
doch, daß sich auf Grund ihres Vorschlages das an- 
gestrebte konjunkturpolitische Ziel wirksamer er- 
reichen läßt. 
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